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Betrifft 

Bundesgesetz, mit dem das Eisenbahngesetz 1957 geändert wird; Begutachtung 

Die NÖ Landesregierung hat beschlossen, zum Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 

das Eisenbahngesetz 1957 geändert wird, wie folgt Stellung zu nehmen: 

 

1. Zu Z 2: 

 

Entgegen den Erläuterungen bezieht sich die Zuständigkeitskonzentration nicht bloß auf 

„Bauartgenehmigungsangelegenheiten für auf solchen Straßenbahnen einzusetzenden 

Schienenfahrzeugen“, sondern grundsätzlich auf Bauartgenehmigungen für Schienen-

fahrzeuge, die in mehr als einem Bundesland eingesetzt werden oder eingesetzt werden 

sollen.  

 

Eine Korrektur der Erläuterungen wäre erforderlich. 
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2. Zu Z 9: 

 

Ein öffentliches Verzeichnis der bestehenden Anschlussbahnen ist zu begrüßen. Zu den 

relevanten Daten der Anschlussbahn gehören jedenfalls die in deren Verlauf befindlichen 

Eisenbahnkreuzungen und deren Sicherungsart sowie die letztgültige Prüfbescheinigung 

gemäß § 19a EisbG. Die beabsichtigte Regelung sollte daher entsprechend angepasst 

werden. 

 

3. Zu Z 15: 

 

Es sollte klargestellt werden, dass es dem Eisenbahnunternehmen freisteht, Betriebsleiter 

zu bestellen, auch wenn die Voraussetzungen der Z 1 bis 3 vorliegen. 

 

4. Zu Z 18: 

 

Die Beseitigung der Zuständigkeit der Bezirksverwaltungsbehörde für Auflassungsverfah-

ren ist nicht vorgesehen. Auch hier erscheint ein Abstellen auf die Zuständigkeitsregelun-

gen des § 12 EisbG angezeigt.  

 

Der Entwurf sollte daher entsprechend geändert werden. 

 

5. Zu Z. 31: 

 

Es stellt sich die Frage, ob das Abstellen auf die vollständige Umsetzung der Anordnung – 

zum Unterschied von der bisher heranzuziehenden Rechtskraft – mangels hinreichender 

Überprüfbarkeit nicht zu vermeidbaren Rechtsunsicherheiten führt. 

 

Die beabsichtigte Regelung sollte daher überdacht werden. 

 

6. Zu Z 32: 

 

Der Eisenbahnbahnbehörde soll es freistehen, mit der Gutachtenserstellung anstelle der 

Sachverständigenkommission auch amtliche oder nichtamtliche Sachverständige zu be-

fassen. Nicht unerwähnt bleiben sollte in diesem Zusammenhang, dass die Heranziehung 

24/SN-344/ME XXVII. GP - Stellungnahme2 von 3

www.parlament.gv.at



- 3 - 

von nichtamtlichen Sachverständigen mit Gebühren verbunden ist, die dem Antragsteller 

nur im Fall des Vorliegens der Bestellungsvoraussetzungen als Barauslagen vorzuschre-

iben sind, ansonsten stellen diese einen Amtsaufwand dar. Ein dem § 16 zweiter Satz 

EisbEG vergleichbare Regelung erscheint hier angezeigt.  

 

7. Abschließend: 

 

In § 95 Abs. 6 EisbG („Inverkehrbringen von Interoperabilitätskomponenten“) ist nach wie 

vor die Bezirksverwaltungsbehörde vorgesehen. Es ist nicht nachvollziehbar, warum hier 

weiterhin von der Zuständigkeitsregelung des § 12 EisbG abgewichen wird. 

 

Die beabsichtigte Regelung sollte daher überdacht werden. 

 

Der Entwurf sieht keine Neuformulierung der Ausnahmen von der Interoperabilität vor. 

Um den Spielraum der Richtlinie (EU) 2016/798 möglichst auszunutzen, sollte eine Neu-

regelung der §§ 86 Abs. 2 und 185 Abs. 2 geprüft werden. 

 

Diese Stellungnahme wird auch dem Präsidium des Nationalrates elektronisch übermittelt. 
 
 
Ergeht an: 
1. An das  Präsidium des Nationalrates 
                                     ------------------------------------------------ 
2. An das  Präsidium des Bundesrates 
3. An alle vom Lande Niederösterreich entsendeten Mitglieder des Bundesrates 
4. An alle Ämter der Landesregierungen zu Handen der Landesamtsdirektorin / des 

Landesamtsdirektors 
5. An die Verbindungsstelle der Bundesländer, Schenkenstraße 4, 1010 Wien 
6. Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst, Ballhausplatz 2, 1010 Wien 
7. Landtagsdirektion 
 

 
 
NÖ Landesregierung 

Mag.ª M i k l – L e i t n e r 

Landeshauptfrau 
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